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SVP-Familieninitiative will unsoziale Umverteilung 

Reiche profitieren –die Rechnung zahlen die Andern! 

 

Wird die SVP-Familieninitiative angenommen, dann gibt es zwei Szenarien. Entweder drohen 
Bund und Kantonen Steuerausfälle von rund 1,4 Mrd. Franken. Die Rechnung dafür bezahlen wir 
alle – mit Sparpaketen und dem Abbau staatlicher Leistungen. Oder aber: Familien, in denen 
beide Elternteile arbeiten müssen, zahlen mehr Steuern. Der SGB weist beide Möglichkeiten zu-
rück und sagt entschieden Nein zu dieser Mogelpackung. 

Heute können Familien, die ihre Kinder in einer Krippe betreuen lassen, die Kosten dafür bis zu 

einer gewissen Grenze in ihrer Steuerrechnung geltend machen. Dieser Fremdbetreuungsabzug 

wurde eingeführt, weil vorher diese Eltern gegenüber Eltern ohne Fremdbetreuung steuerlich 

schlechter gestellt waren. Die Abzüge setzen den Verfassungsgrundsatz um, dass die Menschen 

hierzulande nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu besteuern sind. Die SVP will diese 

Errungenschaft nun wieder aushebeln. Sie will Familien ohne Fremdbetreuung den gleich hohen 

Steuerabzug gewähren. Dies obwohl bei diesen keine entsprechenden Betreuungskosten anfal-

len. Das ist, wie wenn Menschen, die nicht pendeln, einen Pendlerabzug geltend machen könn-

ten. Profitieren würden vor allem gutsituierte Familien, die es sich leisten können, dass nur ein El-

ternteil arbeiten muss. Kommt dazu, dass Paare mit tiefen Einkommen keine Bundessteuer be-

zahlen. Die SVP greift hier in die Trickkiste: Sie will vor allem begüterten Familien Erleichterungen 

verschaffen. 

Sparpakete für alle oder… 

Die SVP-Forderung kann grundsätzlich auf zwei verschiedene Weisen umgesetzt werden. Mög-

lich wäre zum einen die Einführung eines Eigenbetreuungsabzugs. Konsequenterweise wäre die-

ser neue Abzug gleich hoch festzulegen wie der Fremdbetreuungsabzug heute. Das allerdings 

hätte bei Bund und Kantonen Steuerausfälle von 1,4 Mrd. Fr. zur Folge und würde Sparpakete 

auslösen. Die öffentlichen Haushalte würden erneut Leistungen abbauen müssen. Was das 

heisst, zeigt sich aktuell in verschiedenen Kantonen wie z.B. in Bern oder St. Gallen. Primär be-

troffen wäre wohl der soziale Bereich. Zusammengestrichen würden prioritär etwa die Beiträge 

an Alters-, Pflege- und Behindertenheime. Ebenso wird bei Sparpaketen ein Abbau bei den Er-

gänzungsleistungen und bei der Prämienverbilligung avisiert. Folge: Höhere Pensionskosten, die 
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von den Heimbewohnerinnen und -bewohnern bezahlt werden müssten und zusätzliche Belas-

tungen bei den Krankenkassenprämien. Mit anderen Worten: Behinderte, kranke und pflegebe-

dürftige Menschen sowie viele Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen würden vermehrt 

zur Kasse gebeten, nur damit sich reichere Familien entlasten können. Gerade die älteren Men-

schen, die vielleicht aus Sympathie mit einem Familienmodell, das in ihrer aktiven Familienzeit 

noch dominant war, zu einem Ja neigen, seien ausdrücklich gewarnt: Sie schiessen hier ein klas-

sisches Eigentor. Auch sie werden dann zur Kasse gebeten – für etwas, das ihnen nichts bringt. 

Aber auch wenn der Staat bei den Schulen oder bei der Infrastruktur spart: Wieder zahlen dann 

in der Tendenz alle für mehr Privilegien von einzelnen. Der Spardruck auf den Staat wird umso 

grösser, als in anderen Steuerbereichen (Unternehmensbesteuerung, Emissionsabgaben etc.) 

weitere Steuerausfälle in Milliardenhöhe vorbereitet werden. Die Volksinitiative der SVP wird also, 

wenn sie in dieser Variante umgesetzt wird, direkt zu einer weiteren Umverteilung von den Ärme-

ren zu den Reicheren führen.  

…höhere Steuern für Doppelverdiener-Familien 

Die Initiative kann nach Ansicht der SVP und der Behörden jedoch auch ohne Steuerausfälle 

umgesetzt werden. Dazu müsste jedoch der Fremdbetreuungsabzug gestrichen werden. Die Ze-

che würden dann jene Familien bezahlen, die ihre Kinder in eine Krippe geben und die man vor 

kurzem durch die Einführung dieser Abzüge vermehrt hat schützen wollen. Sie müssten für ihre 

Steuern deutlich mehr hinblättern. Traditionelle Familien mit dem Mann im Beruf und der Frau in 

der Küche würden steuerlich besser gestellt als Familien, in denen Vater und Mutter arbeiten 

müssen, um ein ausreichendes Einkommen zu sichern. Die Wahl des Familienmodells würde – 

wie vor der Einführung der Fremdbetreuungsabzüge – erneut durch die Steuern beeinflusst.  

Ein solcher Rückschritt muss am 24. November mit einem deutlichen Nein zur SVP-

Familieninitiative verhindert werden. 

Fazit: Man kann es drehen und wenden wie man will. Ob man die SVP-Initiative so oder so um-

setzt:  Die Zeche zahlt die grosse Mehrheit! Im Fall eines neuen Steuerabzugs für Selbstbetreu-

ung zahlen alle, die von Sparprogrammen betroffen sind! Im Fall der Abschaffung des Steuerab-

zugs für die Fremdbetreuung zahlt die Mehrheit der Familien mit Kindern mehr Steuern. 

Beide Arten von Umverteilung sind abzulehnen. Beide sind sozial ungerecht.  

Der SGB fordert, dass Beruf und Familie einfacher vereinbart werden können. Er verlangt dazu 

einen weiteren Ausbau der familienergänzenden Kinderbetreuung. Die SVP-Initiative ist Gift für 

ein solches Programm. Sie gehört wuchtig abgelehnt!  

 


